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Landkreis Gifhorn

Die Landrätin

Schlossplatz 1

38518 Gifhorn




Osnabrück, 23.03.2011


Unser Zeichen: 00015-11/on/cl

Dienstaufsichtsbeschwerde gegen Herrn XXX und 

Herrn YYY, 

Mitarbeiter der Ausländerbehörde des Landkreis Gifhorn

Sehr geehrte Frau Landrätin,

gegen Ihre oben genannten Bediensteten, Herrn XXX und Herrn YYY, erheben wir hiermit

Dienstaufsichtsbeschwerde.

Ihre Bediensteten sind in der Ausländerbehörde tätig. Sie waren zuständig für die Aufenthaltsangelegenheit des Herrn Shambu Lama, geb. 20.02.1971, zuletzt wohnhaft Wiesenweg 23, 38536 Meinersen. Herr Shambu Lama war nepalesischer Staatsangehöriger, der seit dem Jahre 1996 in der Bundesrepublik Deutschland lebte. Zuletzt hatte er eine Aufenthaltserlaubnis nach § 28 Abs. 1 Nr. 3 AufenthG beantragt. Herr Lama hat am 01.03.2011 Suizid begannen. Ihren Mitarbeitern ist vorzuwerfen, dass sie 

· wider besseres Wissen falsche Angaben zumindest gegenüber der Unterzeichnerin gemacht haben,

· eine Abschiebung eingeleitet haben, obgleich Ihnen bekannt war, dass ein Aufenthaltsgrund vorlag,

· an der Durchführung der Abschiebung festgehalten haben, auch nachdem das mit dem Eilantrag befasste Verwaltungsgericht Braunschweig sie aufgefordert hatte, von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen abzusehen,

· sie Herrn Lama noch am Tage seines Todes wider besseren Wissens in Aussicht gestellt haben, dass sein Antrag keinen Erfolg haben wird und man ihn abschieben werde, und damit Herrn Lama in eine psychisch so aussichtslose Lage gebracht haben, dass er sich schließlich das Leben nahm.

Im Einzelnen:

Am 09.05.1996 ist Herr Lama erstmals in das Bundesgebiet eingereist. Ein Asylverfahren blieb ohne Erfolg. Seitdem war der Aufenthalt des Herrn Lama geduldet. Anfang Januar 2011 wandte sich Herr Lama an mich und bat seine anwaltliche Vertretung zu übernehmen. Bis dahin war er vertreten worden von den Rechtsanwälten Lerche, Schröder und Fahlbusch. 

In einem ersten Schreiben vom 06.01.2011 wies ich Ihre Mitarbeiter darauf hin, dass Herr Lama Vater des deutschen Kindes Joshua Chris Schulz, geb. am 18.05.2010, ist. Zugleich ging ich aber davon aus, dass dies der Behörde bekannt sein müsste. Denn schon im September 2010 hatte Herr Lama beim Jugendamt des Landkreises Helmstedt die Vaterschaft mit Zustimmung der Kindesmutter Frau Nadine Schulz, nach zwischenzeitlicher Eheschließung Frau Nadine Tannenberg, anerkannt. Zudem hatte ich in meinem Schreiben darum gebeten, mir die Verwaltungsakten zwecks Einsichtnahme zu übersenden, weil Herr Lama mir nicht alle relevanten Informationen über seinen bisherigen Aufenthalt geben konnte. Das Schreiben ist mit Fax am selben Tag an die Ausländerbehörde gesandt worden. Eine Antwort erhielt ich zunächst nicht.

Am 13.01.2011 schrieb ich Ihre Mitarbeiter erneut an und bat um unverzügliche Bestätigung, dass der Aufenthalt meines Mandanten weiter geduldet wird. Anderenfalls würde ich einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung stellen. In diesem Schreiben vom 13.01.2011 verwies ich auch darauf, dass das Jugendamt Goslar, dort Herr ZZZ, mir mitgeteilt hatte, dass zwischen Herrn Lama und der Kindesmutter eine einvernehmliche Regelung dahingehend bestand, dass Herr Lama seinen Sohn einmal im Monat besuchen wird. 

Als ich erneut keine Rückmeldung erhielt, telefonierte ich am 27.01.2011 um 16:00 Uhr mit Ihrem Mitarbeiter Herrn XXX. Dieser teilte mir mit, er wisse nichts über den Fall. Zuständig sei sein Kollege Herr YYY. Von einer Abschiebung wisse er aber nichts. Wenn eine Abschiebung geplant sei, würde man mich aber auf jeden Fall unterrichten. Bereits diese Auskunft war nachweislich falsch. Denn in dem Schriftsatz an das Verwaltungsgericht Braunschweig teilte man mit, dass es bereits am 17.12.2010 es zur Ausstellung eines Travel Document für Herrn Lama durch den Staat Nepal gekommen sei. Darüber bin ich ausdrücklich getäuscht worden. Auch ist mir zu keinem Zeitpunkt Akteneinsicht gewährt worden. 

Beweis:

· Kopie meines Schreibens vom 06.01.2011

· Kopie meines Schreibens vom 13.01.2011 mit der entsprechenden Telefonnotiz

· Schriftsatz vom 01.03.2011

Am 28.01.2011 erhielt ich dann erstmals schriftlich Nachricht von Ihrem Bediensteten Herrn YYY. Er äußerte Zweifel daran, dass Herr Shambu Lama seinen Sohn regelmäßig sieht. Er teilte mit, Frau Nadine Schulz habe das alleinige Sorgerecht. Unabhängig von der Tatsache, dass Herr Lama Vater des oben genannten Kindes sei, lägen ihm keine weiteren Unterlagen vor, die das Umgangsrecht oder etwa das Besuchsrecht des Herrn Lama zu seinem Kind regeln würden. Er bat um entsprechende Unterlagen. 

Am 22.02.2011 wurde die Aufenthaltsbeendigung des Herrn Lama angedroht. Mit Faxschreiben vom 24.02.2011 wurde dann mitgeteilt, dass eine Abschiebung am 03.03.2011 erfolgen sollte. Am selben Tag hatte die Kindesmutter, nach telefonischer Rücksprache, eine E-Mail an mich gesandt, in der sie den regelmäßigen Kontakt des Herrn Lama zum gemeinsamen Sohn bestätigte. Diese E-Mail sandte ich weiter an die Ausländerbehörde und bat um unverzügliche Stornierung der Abschiebung.

Beweis:
Schreiben vom 24.02.2011

Da ich keine Nachricht erhielt, stellte ich beim Verwaltungsgericht Braunschweig einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung des Inhalts, dass der Aufenthalt des Herrn Lama weiterhin zu dulden sei. 

Beweis:

Antrag vom 25.02.2011

An diesem Tag sprach Herr Lama auch bei der Ausländerbehörde vor, um seine nächste Besuchserlaubnis für einen Besuch bei seinem Kind abzuholen. Diese wurde ihm zunächst verweigert. Herr Lama musste am 28.02.2011 noch einmal vorsprechen. Ihr Mitarbeiter Herr YYY teilte Herrn Lama mit, die Verbindung zu dem Kind nutze ihm nichts, er werde trotzdem abgeschoben. Herr Lama berichtete mir über dieses Gespräch, dass er sehr geweint habe und auch gesagt habe, dass er sich umbringen werde. Er habe Herrn YYY förmlich angefleht, ihm den Aufenthalt weiter zu erlauben.

Mit Faxschreiben vom 28.02.2011 wurde die Ausländerbehörde vom Verwaltungsgericht Braunschweig angewiesen, bis zur Entscheidung des Gerichts über den Eilantrag von Vollstreckungsmaßnahmen abzusehen. 

Beweis:

Schreiben des Gerichts vom 28.02.2011

Am 28.02.2011 besuchte Herr Lama ein letztes Mal sein Kind. Am 01.03.2011 sprach er vormittags offenbar noch einmal bei der Ausländerbehörde vor. Dies bestätigte Ihr Mitarbeiter Herr YYY in einem Telefonat mit der Kindesmutter am 14.03.2011. Es ist davon auszugehen, dass Herrn Lama wieder in Aussicht gestellt wurde, dass er auf jeden Fall abgeschoben wird.

Jedenfalls teilte die Ausländerbehörde am 01.03.2011 mit Faxschreiben von 11:41 Uhr dem Gericht mit, dass an der Abschiebung festgehalten werden solle trotz der vorangegangenen Aufforderung des Gerichts. Ferner behauptete man dem Gericht gegenüber die Ausländerbehörde sei durch die Landesaufnahmebehörde Niedersachsen unter dem 20.01.2011 erstmals darauf hingewiesen worden, dass Lama Vater eines deutschen Kindes namens Joshua Chris Schulz, geb. 18.05.2010 sei. Auch diese Auskunft war nachweislich falsch. Wie oben dargelegt, hatte ich die Ausländerbehörde bereits am 06.01.2011 informiert. Darüber hinaus findet sich in dem Schreiben an das Gericht auch der Hinweis, dass es bereits am 15.10.2009 Kontakt mit der Kindesmutter gegeben hatte. Die Ausländerbehörde wusste also schon weit vor meinem Schreiben und weit vor Einleitung der Abschiebung, dass Herr Lama Vater eines deutschen Kindes war. 

Die Ausländerbehörde stellte sich in dem Schreiben vom 01.03.2011 aus absolut nicht nachvollziehbaren Gründen außerdem auf den Standpunkt, Frau Schulz habe die Ausländerbehörde gegenüber zu keinem Zeitpunkt überzeugen können, dass sie an einem Besuchsumgang des Herrn Lama mit ihrem Kind explizit interessiert sei. Daher würde die Ausländerbehörde davon ausgehen, dass der Inhalt der dem vorgelegten E-Mail nicht von Frau Schulz verfasst sei, sondern im Sinne des Herrn Lama durch einen Vertreter erstellt wurde. 

Am Nachmittag des 01.03.2011 nahm sich Herr Lama – wie zuvor angekündigt – das Leben.

Inzwischen hat das Verwaltungsgericht Braunschweig beschlossen, dass die Kosten des einstweiligen Rechtschutzverfahrens von der Ausländerbehörde zu tragen sind, weil Herr Lama voraussichtlich in der Sache Erfolg gehabt hätte. Dazu führt das Gericht aus: „Soweit der Sachbearbeiter vorträgt, die Kindesmutter habe die Ausländerbehörde zu keinem Zeitpunkt überzeugen können, dass sie an einem Besuchsumgang des Antragstellers mit ihrem Kind explizit interessiert sei, übersieht er, dass es auch um das Kind des Antragstellers ging. Zudem führen die offenbar auf einer Telefonnotiz vom 15.10.2009 und einer unzureichenden Würdigung der Telefonnotiz vom 14.02.2011 beruhenden Wertung des Antragsgegners zu einer Verkennung des tatsächlich ausgeübten Umgangsrechts. Das Gericht ist davon überzeugt, dass der Inhalt der E-Mail vom 24.02.2011, der im Übrigen mit dem Inhalt des Telefonats vom 14.02.2011 übereinstimmt, auch von Frau Schulz stammt und ein regelmäßiger Umgangskontakt gelingt.“ 

Beweis:

Beschluss des Verwaltungsgerichts Braunschweig
Abschließend weise ich darauf hin, dass ich mir eine Strafanzeige gegen die o.g. Mitarbeiter ausdrücklich vorbehalte.

Hochachtungsvoll

Daniela Öndül

- Rechtsanwältin -
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